
Verantwortlichkeit des Vormundes  

  
Anfrage

Es geht um eine nach 369 ZGB bevormundete Frau. Die Massnahme wurde 1978 von der VB in F. angeordnet und geführt. Im April 1980 trat die Frau in ein Heim in U. ein. Der Vormund (Bruder der Frau) und die VB in F. versuchten, die Massnahme nach U. resp. Z. (Wohnsitz des Vormundes) zu verlegen. Die VB in U. und Z. verweigerten die Übernahme - es kam schliesslich zu einem Rechtsverfahren. Das Obergericht entschied im Dez. 2000 aufsichtsrechtlich, dass U. die Massnahme ab 1.1.2001 übernehmen müsse!

Die VB ( = Gemeinderat) F. hat mit Beschluss vom 12. Juni 2001 den Schlussbericht des Vormundes abgenommen und am 27. Juli 2001 an U. übergeben. Ich bemerkte sofort, dass etwas nicht stimmen konnte. Die Frau hatte in der Rechnung einen grossen jährlichen Aufwandüberschuss und nur noch ein Vermögen von rund Fr. 30'000.--. Also meldete ich resp. der Vormund die Sache bei den Zusatzleistungen in U. an, Auszahlung mtl. Fr. 2'063.- ab 1.8.2001.

Ich konfrontierte den Vormund mit der Tatsache, dass über längere Zeit schon hätten ZL bezogen werden können, m.E. in F., da ja dort die Massnahme geführt wurde. Er antwortete, dass er die ZL in Z. beantragt habe, jedoch mündlich informiert wurde, dass Z. nicht zuständig sei. Im ganzen Zuständigkeits-Durcheinander war es zu diesem Zeitpunkt so, dass die bevormundete Frau auf der Einwohnerkontrolle Z. bei ihrem Bruder angemeldet war, die VB jedoch die Zuständigkeit verneinte. In F. hat der Vormund nie ZL verlangt.

Der Frau ging mit Sicherheit Geld verloren, da sie schon länger hätte ZL beziehen können. Auch die Gemeinde U. und der Kanton Z. ist "Geschädigter", weil nun mehr ZL bezahlt werden muss. Was ist nun zu tun? (vgl zum Ganzen auch: Verwandtenvormund, Hintergrundsgeschichte in ZVW 2001 S. 12)

Fragestellung

a) Mitteilung an VB F., es werde eine korrekte Abrechnung verlangt und der überwiesene Schlussbericht mit Schlussrechnung werde nicht akzeptiert?

b) Vorgehen gegen den Privatvormund, der noch im Amt sei?

c) Einsetzung eines Vertretungsbeistandes oder eines Rechtsanwaltes?



Erwägungen

1. Der genaue Wortlaut des Genehmigungsbeschlusses der VB F. ist uns nicht bekannt. Wenn aber der Schlussbericht mit Schlussrechnung des Vormundes genehmigt ist, muss davon ausgegangen werden, dass der Vormund damit aus seinem Amt entlassen worden ist und nicht mehr im Amt ist (vergleiche Konsequenzen in BK-ZGB Affolter N 48-54 zu Art. 451-453).

2. Verfahrensrechtlich ist nicht vorgesehen, dass die übernehmende VB gegen die abgebende VB eine Beschwerde führt, falls die Genehmigung von Schlussbericht und Schlussrechnung mit einem Mangel behaftet ist. Dieser Genehmigungsbeschluss ist ohne materiellrechtliche Präjudizwirkung (BK-ZGB Affolter N 60 zu Art. 451-453). Vielmehr löst der Genehmigungsbeschluss respektive dessen Zustellung die Verjährungsfrist zur Geltendmachung der Verantwortlichkeitsklage (Art. 426 ZGB) aus. Damit ist das Verfahren vorgezeigt: Im vorliegenden Fall hat der neu eingesetzte Vormund gegen den abgebenden Vormund und gegen die VB F. Verantwortlichkeitsklage einzureichen, weil beide ein Verschulden am eingetretenen Schaden treffen dürfte: Der Vormund, der nicht bei der zuständigen Stelle (des Kantons X.) vorstellig wurde, obwohl er von Z. den Bescheid erhielt, Z. sei nicht zuständig, sowie die VB F., welche es unterliess, im Rahmen der Genehmigung der periodischen Bericht- und Rechnungsablage auf den Mangel hinzuweisen. Die gesetzliche Grundlage zur Zuständigkeitsfrage ist klar: Gemäss Art. 1 Abs. 3 ELG ist die Wohnsitzbehörde zuständig.

3. Für die Interessenwahrung der betreuten Person muss kein Vertretungsbeistand eingesetzt werden. Der neue eingesetzte Vormund in U. kann und muss diese Interessen vertreten und sich von der VB U. die Prozessführungsbefugnis (Art. 421 Ziff. 8 ZGB) mit Substitutionsrecht an einen Anwalt/eine Anwältin geben lassen.

4. Um die Schadensumme ermitteln zu können wäre empfehlenswert, von der AHV-Ausgleichskasse in U. diese berechnen zu lassen. 

5. Im weiteren ist zu empfehlen, der VB F. vom Sachverhalt Kenntnis zu geben und sie zu ersuchen, die Versicherungsgesellschaft zu informieren. Auf diesem Weg kann unter Umständen eine gütliche Einigung erzielt und vermieden werden, dass ein Prozess eingeleitet werden muss.

HSA Luzern, Institut WDF

Kurt Affolter

Nachtrag:

Der bisherige Vormund wurde im Amte belassen. Dies bedeutet, dass die Vormundschaftsbehörde in U. für die Geltendmachung einer allfälligen Verantwortlichkeit eine Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff 2 ZGB zu errichten hat, und den Beistand zu beauftragen hat, die Verantwortlichkeit respektive die Geltendmachung allfälliger Geldforderungen notfalls auch ngerichtlich beurteilen zu lassen. Als Person ist sinnvollerweise ein Rechtsanwalt als Beisatnd einzusetzen.

Mit F11 geht’s zur jeweils nächsten Eingabe!!!








